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66 Recht auf Bewegungsfreiheit?
Regina Kiener, Gabriela Medici
Bedingter Zugang 
zum öffentlichen Raum 
für Asylsuchende.
Bund und Kantone schränken Asylsuchende in ihrem Zugang zum öffentlichen Raum ein, 
zum Beispiel durch das Verbot, bestimmte Wege zu begehen oder durch eine strenge Anwe-
senheitspflicht in Asylunterkünften. Der vorliegende Beitrag diskutiert, ob diese Massnahmen 
mit den Grund- und Menschenrechten der Asylsuchenden, insbesondere mit ihrem Recht auf 
Bewegungsfreiheit vereinbar sind. 
Der öffentliche Raum gehört grundsätzlich allen. Für 
Asylsuchende gilt dieser Grundsatz aber nur bedingt, 
sind sie doch im Zugang zum öffentlichen Raum vieler-
orts eingeschränkt. So wurde Asylsuchenden in Brem-
garten/AG und Muri/AG der Zutritt zu Schulhausarealen 
und Spielplätzen verwehrt. In der Gemeinde Nottwil/
LU durften Asylsuchende nicht den kürzesten Weg von 
der Unterkunft zum Bahnhof nehmen, und in Birmens-
dorf/ZH wurden sie dazu angehalten, anstatt einer 
Quartierstrasse einen eigens zu diesem Zweck erstellen 
Weg durch den Wald zu benutzen. Aber auch Anord-
nungen wie die Pflicht zur Anwesenheit in der Asylun-
terkunft schränken die Möglichkeiten asylsuchender 
Personen ein, den öffentlichen Raum ungehindert zu 
benutzen. Aus rechtlicher Sicht stellt sich die Frage, ob 
solche Einschränkungen der Bewegungsfreiheit mit den 
Grund- und Menschenrechten von Asylsuchenden ver-
einbar sind.
Grundrecht der Bewegungsfreiheit
Die Bundesverfassung garantiert in Art. 10 Abs. 2 je-
dem Mensch ein Recht auf Bewegungsfreiheit und 
damit den Anspruch auf freie Ortsveränderung. Die 
Garantie schützt auch Ausländerinnen und Ausländer 
und dies unabhängig von ihrem jeweiligen Aufenthalts-
status. Wie alle Grundrechte gilt die Bewegungsfreiheit 
für Asylsuchende aber nicht absolut. Die Verfassung 
sieht nämlich vor, dass Grundrechte unter bestimmten, 
in der Verfassung (Art. 36 BV) selbst genannten Vor-
aussetzungen eingeschränkt werden dürfen. Eingriffe 
in die Bewegungsfreiheit sind demnach zulässig, wenn 
sie sich auf eine rechtliche Grundlage stützen und ein 
anerkanntes öffentliches Interesse verfolgen oder dem 
Schutz der Grundrechte Dritter dienen. Ausserdem 
müssen Einschränkungen in Bezug auf den angestreb-
ten Zweck verhältnismässig sein, das heisst, sie dürfen 
nicht weiter gehen, als dies zur Erreichung des mit der 
Einschränkung verfolgten Ziels erforderlich ist.
Anwesenheitspflichten in 
kollektiven Asylunterkünften
Das Asylrecht sieht vor, dass Asylsuchende bis zum Ab-
schluss des Asylverfahrens das Recht haben, sich in der 
Schweiz aufzuhalten (Art. 42 AsylG). Ihnen wird aber 
für die Dauer des Verfahrens ein bestimmter Aufent-
haltsort bzw. eine bestimmte Unterkunft zugewiesen. 
Während einer ersten Phase sind Asylsuchende in ei-
nem vom Bund betriebenen Empfangs- oder Verfah-
renszentrum untergebracht, später werden sie auf kan-
tonale Unterkünfte verteilt. 
Die in Bundeszentren untergebrachten Asylsuchenden 
dürfen den öffentlichen Raum nur während klar festgeleg-
ten Tageszeiten aufsuchen. Die Verordnung, welche den 
Betrieb der Bundeszentren regelt, sieht vor, dass sie die 
Unterkunft grundsätzlich nur mit einer Bewilligung und 
nur zu bestimmten Zeiten – werktags von 09:00 bis 17:00 
Uhr sowie an Wochenenden – verlassen dürfen. Die Kan-
tone haben für ihre Zentren keine solchen gesetzlichen 
Bestimmungen erlassen. Die Ausgangsmöglichkeiten in 
kantonalen Asylzentren sind meist (nur) in Hausordnun-
gen, Weisungen oder Richtlinien geregelt. Diese haben 
67
keine Gesetzeskraft und sind – anders als die Verordnun-
gen des Bundes – häufig nicht öffentlich zugänglich.
Anwesenheitspflichten schränken die Bewegungsfrei-
heit von Asylsuchenden empfindlich ein. Die Ausgangs-
zeiten in den vom Bund betriebenen Asylunterkünften 
sind zwar gesetzlich vorgesehen und können mit öf-
fentlichen Interessen begründet werden, etwa der Auf-
rechterhaltung eines ordnungsgemässen Anstaltsbe-
triebs und der Durchführung effektiver Asylverfahren. 
Die Regelung der Ausgangszeiten in Unterkünften des 
Bundes ist aber unverhältnismässig; sie engen die Asyl-
suchenden in ihrem Recht auf (auch nur geringfügige) 
Ortsveränderungen, auf Aufnahme sozialer Kontakte 
und auf freie Alltagsgestaltung übermässig stark ein. Das 
gilt umso mehr, wenn ein restriktives Ausgangsregime 
gilt oder wenn die Asylunterkunft weit abgelegen ist. 
Zur Gewährleistung eines geordneten Unterkunftsbe-
triebs würden bereits weniger einschneidende Massnah-
men genügen. Zu denken ist etwa an eine Meldepflicht 
beim Verlassen und bei der Rückkehr; oder es könnte 
der Grundsatz gelten, dass eine generelle Ausgangsbe-
willigung besteht, die nur unter bestimmten Vorausset-
zungen individuell einschränkbar wäre. Im Ergebnis zeigt 
sich, dass die Ausgangssperren in Bundeszentren die Be-
wegungsfreiheit von asylsuchenden Personen verletzen. 
Sofern in kantonalen Asylunterkünften ähnliche Aus-
gangsbeschränkungen gelten wie beim Bund, sind auch 
diese aufgrund fehlender Verhältnismässigkeit nicht mit 
der Verfassung vereinbar. Sind die Beschränkungen nur 
in einer Hausordnung oder in Weisungen festgehalten, 
kann sich die Grundrechtseinschränkung nicht auf eine 
genügende gesetzliche Grundlage stützen.
Rayonverbote, Ausgrenzungen 
und Eingrenzungen
Die Rechtsordnung sieht vor, dass eine Person unter 
gewissen Voraussetzungen dazu angewiesen werden 
kann, einen bestimmten Teil des öffentlichen Raums 
nicht zu verlassen oder nicht zu betreten. Eine solche 
Massnahme kann auf kantonalem Recht beruhen 
(z. B. ein Rayonverbot gemäss kantonalem Polizeige-
setz) oder eine Grundlage im Bundesrecht haben (soge-
nannte Ein- und Ausgrenzungen gemäss Art. 74 AuG). 
Das Gesetz sieht nur die individuelle, nicht aber die kol-
lektive Anordnung dieser Massnahmen vor. 
Die Kantone und Gemeinden stellen mitunter gegen-
über Asylsuchenden das Verbot auf, sich während 
bestimmten Zeiten an bestimmten Orten (wie etwa 
Spielplätzen) aufzuhalten. Auch solche Massnahmen 
schränken die Bewegungsfreiheit ein, weshalb auch 
hier die Voraussetzungen für einen zulässigen Grund-
rechtseingriff (Art. 36 BV) eingehalten werden müssen. 
Sie sind nur dann gerechtfertigt, wenn eine konkrete 
Störung oder Gefährdung der öffentlichen Sicherheit 
und Ordnung vorliegt, die zudem eine gewisse Inten-
sität aufweist. Wird generell allen in einer Unterkunft 
untergebrachten Asylsuchenden untersagt, eine be-
stimmte Strasse zu benutzen, ist die Verfassung ver-
letzt: Pauschale Massnahmen finden keine Grundlage 
im Gesetz und verfolgen auch kein schützenswertes öf-
fentliches Interesse. So reichen insbesondere subjektive 
Gefühle der Verunsicherung oder diffuse Ängste von 
Anwohnern nicht aus, um die Bewegungsfreiheit von 
Asylsuchenden präventiv einzuschränken. Solche An-
ordnungen sind auch nicht verhältnismässig, da sie sich 
nicht gezielt gegen die störende Person richten, son-
dern sämtliche Asylsuchenden betreffen. 
In der Praxis werden asylsuchende Personen mitunter 
auch individuell von gewissen öffentlich zugänglichen 
Räumen ausgeschlossen, etwa indem einer bestimm-
ten Person untersagt wird, das Gebiet der Gemeinde 
zu verlassen. Auch diese einzelfallbezogenen Rayon-
verbote sind nur dann grundrechtskonform, wenn die 
betroffene Person eine konkrete Störung oder Gefähr-
dung für die öffentliche Sicherheit darstellt, die Störung 
eine gewisse Intensität aufweist und die Einschränkung 
nicht weiter geht, als zur Beseitigung dieser Störung 
oder Gefährdung erforderlich ist.
Gleichheitsrechte
Verbote, gewisse «sensible» Zonen wie etwa Spielplätze 
zu betreten, gelten regelmässig nur für eine bestimmte 
Gruppe von Personen, und zwar für Asylsuchende. Die-
se Ungleichbehandlung ist auch aufgrund der verfas-
sungsrechtlichen Gleichheitsgarantien problematisch.
Die Bundesverfassung enthält ein Rechtsgleichheitsge-
bot (Art. 8 Abs. 1 BV) und ein Diskriminierungsverbot 
(Art. 8 Abs. 2 BV). Die Rechtsgleichheit garantiert dem 
Einzelnen die Gleichbehandlung durch staatliche Be-
hörden, und dies sowohl in der Rechtsetzung als auch 
in der Rechtsanwendung. Ungleichbehandlungen zwi-
schen Schweizern und Ausländerinnen sowie zwischen 
fremden Staatsangehörigen mit unterschiedlichem Auf-
enthaltsstatus sind deshalb nur verfassungskonform, 
wenn sie sich sachlich begründen lassen. Eine sachliche 
Begründung liegt insbesondere dann vor, wenn eine 
Unterscheidung notwendig ist, um das Ziel einer im öf-
fentlichen Interesse liegenden Regelung zu erreichen. In 
der Praxis werden die Massnahmen damit begründet, 
dass andernfalls die öffentliche Sicherheit und Ordnung 
gefährdet wäre. Ob aber eine Person eine Gefahr für 
Sicherheit und Ordnung darstellt, hängt nicht von ih-
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rem Aufenthaltsstatus ab. Der Aufenthaltsstatus von 
Asylsuchenden ist deshalb kein geeigneter Anknüp-
fungspunkt für generelle Massnahmen zum Schutz der 
öffentlichen Sicherheit und damit kein sachlicher Grund 
für eine Ungleichbehandlung. 
Wird eine Ein- bzw. Ausgrenzung vorwiegend gegen-
über Personen oder Personengruppen ausgesprochen, 
die gemeinsame Merkmale wie Herkunft, Rasse, Ge-
schlecht oder soziale Stellung aufweisen, könnte darü-
ber hinaus eine Verletzung des Diskriminierungsverbots 
(Art. 8 Abs. 2 BV) vorliegen. Das Diskriminierungsverbot 
ergänzt die Rechtsgleichheit nämlich, indem es jeden 
Menschen vor ungerechtfertigten Herabwürdigungen 
aufgrund bestimmter Merkmale schützt. Eine Verletzung 
dieser Garantie läge beispielsweise vor, wenn vorab dun-
kelhäutige Männer von der Benützung eines öffentlichen 
Platzes ausgeschlossen würden, während das gleiche 
Verhalten von Personen anderer Hautfarbe ohne solche 
Konsequenzen bliebe. Die staatlichen Behörden haben 
deshalb besonders darauf zu achten, dass die getroffe-
nen Massnahmen nicht auf verfassungsrechtlich verpön-
ten Kategorisierungen und Vorurteilen basieren.
Wer muss sich an diese 
grundrechtlichen Vorgaben halten?
Die genannten Grundrechte verpflichten zunächst die 
Behörden. Gesetzgeber und Rechtsanwender von Bund 
und Kantonen haben dafür zu sorgen, dass sie selbst 
keine Verfassungsverletzungen begehen, etwa durch 
unverhältnismässige oder diskriminierende Ausgren-
zungsregeln. Die Grund- und Menschenrechte gelten 
aber auch für private Organisationen und Sicherheits-
beamte, denen der Betrieb von Asylunterkünften über-
tragen wurde (Art. 35 Abs. 2 BV). Wird die Betreuung 
von Asylsuchenden an private Organisationen ausge-
lagert, muss der Staat deshalb sicherstellen, dass sich 
auch diese grundrechtskonform verhalten, etwa indem 
sie ihre Betriebsreglemente so ausgestalten, dass die 
Bewegungsfreiheit nicht durch unverhältnismässige 
oder schikanöse Ausgangsregeln verletzt wird.
Les requérants d’asile 
dans l’espace public – 
limites de la liberté de 
mouvement
La Confédération et les cantons restreignent 
l’accès des requérants d’asile à l’espace public, 
par exemple en leur interdisant d’emprunter 
certaines voies ou en appliquant une stricte 
obligation de présence dans les centres d’hé-
bergement pour requérants d’asile. La liber-
té de mouvement (art. 10, al. 2 Cst.) protège 
tout être humain, indépendamment de son 
statut de séjour. Ainsi, la Constitution garantit 
aussi aux requérants d’asile le droit de se 
déplacer librement, un droit qui ne peut être 
limité que dans des conditions déterminées. 
La réglementation sévère des heures de sor-
tie – notamment dans les centres d’asile gé-
rés par la Confédération – ne correspond pas 
à ces conditions. En effet, cette réglementa-
tion restreint trop fortement les possibilités 
des demandeurs d’asile de se déplacer libre-
ment pour nouer des contacts sociaux en vue 
d’organiser leur quotidien. De même, les in-
terdictions collectives de périmètre pour les 
requérants d’asile ne sont pas conformes à la 
Constitution. Le sentiment d’insécurité de la 
population ne constitue pas un intérêt public 
suffisant ; en outre, les mesures collectives, 
ne s’appliquant pas à un cas isolé, ne sont pas 
proportionnées. A fortiori les droits d’égali-
té exigent que les autorités n’exercent pas de 
discrimination envers les requérants d’asile 
en fonction de leur statut de séjour, respecti-
vement de leur origine.
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Bei diesem Beitrag handelt es sich um die Zusammenfassung eines 
Gutachtens, welches die Autorinnen im Auftrag der Eidgenös-
sischen Kommission gegen Rassismus EKR verfasst haben; der 
vollständige Text findet sich unter www.ekr.admin.ch.
